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- Beglaubigte Abschrift -

Sozialgericht Magdeburg Verkündung wird durch

, Zustellung ersetzt.

S 27 AS 1968/20 ·uge"""' 10. FEB. 2022
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GERICHTSBESCHEID

In dem Rechtsstreit

Prozessbevollm.: Rechtsanwalt Michael Loewy, Herzog-Wilhelm-Straße 61, 38667 Bad
Harzburg

- Kläger -

gegen

Kommunale Beschäftigungsagentur Jobcenter Landkreis Harz,
Rudolf-Breitscheid-Straße 10, 38855 Wernigerode

- Beklagte -

hat die 27. Kammer des SQzia|gerichts Magdeburg am 9. Februar 2022 durch die Vor-
sitzende, die Richterin am Sozialgericht Recht erkannt:

Es wird festgestellt, dass die mit Bescheid vom 23. September 2013 in der Ge-
stalt des Widerspruchsbescheides vom 12. Mai 2014 geltend gemachte Erstat-
tungsforderung verjährt ist.

Die Beklagte erstattet die außergerichtlichen Kosten des Klägers.
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Tatbestand

Der Kläger begehrt die Feststellung der Verjährung einer Erstattungsforderung.

Er stand bei der Beklagten im Grundsicherungsbezug. Zuletzt änderte die Beklagte die
Leistungsbewilligung für die Monate April bis September 2013 mit Bescheid vom 15. Juli
2013 zugunsten des Klägers ab. Dagegen erhob der Kläger vor dem Hintergrund eines
zum 1. August 2013 eingetretenen Vermieterwechsels Widerspruch. Mit Bescheid vom

' 23. September 2013 hob die Beklagte die Leistungsbewilligung ab August 2013 wegen
nachträglicher Änderung der Verhältnisse teilweise auf und forderte von dem Kläger die
Erstattung überzahlter Leistungen in Höhe von insgesamt 38,00 Euro. Wegen der Ein-
zelheiten wird auf den Inhalt des Bescheides vom 23. September 2013 ergänzend ver-
wiesen. Mit Widerspruchsbescheid vom 12. Mai 2014 wies die Beklagte den Wider-
spruch gegen den Bescheid vom 15. Juli 2013 in der Fassung des Bescheides vom
23. September 2013 zurück.

Mit Schreiben vom 15. April 2014 mahnte die Beklagte die Zahlung der Erstattungsfor-
derung aus dem Bescheid vom 23. September 2013 in Höhe von 38,00 Euro an und
verfügte eine Mahngebühr in Höhe von 5,00 Euro.

Mit Schreiben vom 24. Juli 2019 kündigte der Landkreis Harz, Vollstreckungsbehörde,
eine Zwangsvollstreckung an. Der Kläger habe trotz Mahnung vom 2. September 2014
den geschuldeten Gesamtbetrag in Höhe von 81,20 Euro nicht gezahlt. Auf den Hinweis
des Klägervertreters, dem Schreiben vom 24. Juli 2019 sei keine Forderungsaufstellung
beigefügt und dem Kläger der Bescheid/die Mahnung nicht bekannt, übersandte die Be-
klagte den Bescheid vom 23. September 2013 sowie einen weiteren Bescheid vom
27. Mai 2016 über die teilweise Aufhebung und Erstattung von Leistungen für den Monat
Mai 2016 in Höhe von 18,20 Euro.

Mit Schreiben vom 30. juli 2020 kündigte der Landkreis Harz unter Wiederholung des
Inhalts des Schreibens vom 24. Juli 2019 die Zwangsvollstreckung erneut an.

Daraufhin erhob der Kläger mit Schreiben vom 24. August 2020 die Einrede der verjäh-
rung. Die Verjährungsfrist für Erstattungsforderungen betrage vier Jahre. Soweit die For-
derung auf einem im jahr 2013 verfügten bestandkräftigen Bescheid beruhe, sei sie da-
her verjährt. Hierauf teilte die Beklagte ihm mit Schreiben vom 8. Oktober 2020 mit, für
den Bescheid vom 23. September 2013 gelte eine dreißigjährige Verjährungsfrist.

Am 26. Oktober 2020 hat der Kläger bei dem erkennenden Gericht Klage erhoben.

Die Verjährung der Erstattungsforderung aus dem bestandskräftigen Bescheid vom
23. September 2013 sei vier Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres 2013, mithin mit
Ablauf des 31. Dezember 2017 verjährt Sofern die Beklagte auf das im jahr 2014 ab-
geschlossene Widerspruchsverfahren hinweise, sei die Verjährung mit Ablauf des jah-
res 2018 eingetreten. ln jedem Fall sei die vierjährige Verjährung bereits im Zeitpunkt
der mit Schreiben vom 24. Juli 2019 mitgeteilten Ankündigung der Zwangsvollstreckung
abgelaufen. Es gelte nicht die dreißigjährige Verjährungsfrist, da es an einem Verwal-
tungsakt fehle, der während der in Gang gesetzten Verjährung des Bescheides vom
23. September 2013 zur Feststellung oder Durchsetzung des Anspruchs erlassen wor-

den sei.
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Der Kläger beantragt sinngemäß,

festzustellen, dass die mit Bescheid vom 23. September 2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12. Mai 2014 geltend gemachte Erstattungsforde-
rung verjährt ist.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie trägt vor, der klägerische Vortrag, sie (die Beklagte) habe in der Folgezeit keine Ak-
tivitäten entfaltet, sei unzutreffend. So habe sie mit Schreiben vom 15. April 2014 die
Zahlung der Erstattungsforderung angemahnt. Nachdem der Kläger hierauf den Zugang
des Bescheides vom 23. September 2013 bestritten habe, habe sie ihm eine entspre-
chende Kopie übersandt. Dieser Bescheid sei überdies Gegenstand des Widerspruchs-
bescheides vom 12. Mai 2014 gewesen und damit erst im Juni 2014 bestandskräftig
geworden. Zudem enthalte der Bescheid vom 23. September 2013 nicht lediglich eine
Festsetzung der Erstattungsforderung. Vielmehr handele es sich hierbei bereits um den
Durchsetzungsverwaltungsakt, da der Kläger bereits im Bescheid konkret angewiesen
worden sei, die bezifferte Zahlung innerhalb einer Frist, nämlich bis zum 28. Dezember
2013, auf die genannte Kontoverbindung zu überweisen. ln der Folge gelte die dreißig-
jährige Verjährungsfrist.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes und des Sachvortrages der Betei-
ligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der beigezogenen Verwaltungsakte er-
gänzend verwiesen.

Entscheidungsgründe

Die Kammer konnte gemäß § 105 Abs. 1 SGG ohne mündliche Verhandlung durch Ge-
richtsbescheid entscheiden, da die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächli-
cher oder rechtlicher Art aufweist, der Sachverhalt geklärt ist und die Beteiligten vorher
gehört wurden.

Die Klage hat Erfolg.

Der Kläger verfolgt sein Begehren zulässig mit einer Feststellungsklage. Die Feststel-
lung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses kann gemäß § 55
Abs. 1 Nr. 1 SGG begehrt werden, wenn der Kläger ein berechtigtes Interesse an der
baldigen Feststellung hat. Diese Voraussetzungen liegen hier vor.

Ein feststellungsfähiges Rechtsverhältnis besteht u.a. dann, wenn zwischen den Betei-
ligten ein Meinungsstreit besteht, aus dem heraus sich eine Seite berühmt, ein bestimm-
tes Tun oder Unterlassen der anderen Seite fordern zu können (m.w.N. BSG vom
4. März 2021, b 11 al 5/20 r, Rn. 19, juris). So verhält es sich hier. Das Rechtsverhältnis
zwischen den Beteiligten wurde durch den bestandskräftigen Erstattungsanspruch im
Bescheid vom 23. September 2013 (in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12. Mai 2014) begründet. Die Beklagte nimmt hieraus für sich das Recht in Anspruch,
die Erfüllung der Erstattungsforderung zu verlangen sowie bei Weigerung zu erzwingen
und der Kläger bestreitet dieses Recht, indem er diesem Anspruch die fehlende Durch-
setzbarkeit wegen Verjährung entgegenhält (vgl. hierzu BSG vom 4. März 2021, a.a.O.).
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Auch kann sich der Kläger auf ein berechtigtes Feststellungsinteresse berufen. Ein sol-
ches umfasst jedes nach der Sachlage vernünftigerweise gerechtfertigtes Interesse, das
rechtlicher, wirtschaftlicher oder ideeller Art sein kann (m.w.N. BSG vom 4. März 2021,
a.a.O., Rn. 20) und ergibt sich hier aus dem vorgerichtliches Verhalten der Beklagten.
Da sie das Bestehen eines noch nicht verjährten Erstattungsanspruchs behauptete, kün-
digte sie mit Schreiben vom 24. Juli 2019 und 30. juli 2020 gegenüber dem Kläger die
Zwangsvollstreckung an, und verneinte nach Erhebung der Einrede der Verjährung
(Schreiben des Klägervertreters vom 24. August 2020) mit Schreiben vom 8. Oktober
2020 weiterhin den Eintritt der Verjährung.

Die Klage ist auch begründet.

Die mit dem Bescheid vom 23. September 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbe-
scheides vom 12. Mai 2014 in Höhe von 38,00 Euro geltend gemachte Erstattungsfor-
derung ist gemäß § 50 Abs. 4 Satz 1 SGB X verjährt

Soweit ein Verwaltungsakt aufgehoben worden ist, sind gemäß § 50 Abs. 1 Satz 1 SGB
X bereits erbrachte Leistungen zu erstatten. Die zu erstattende Leistung ist durch schrift-
lichen Verwaltungsakt festzusetzen (Absatz 3 Satz I). Die Festsetzung soIl, sofern die
Leistung auf Grund eines Verwaltungsakts erbracht worden ist, mit der Aufhebung des
Verwaltungsaktes verbunden werden (Absatz 3 Satz 2). Der Erstattungsanspruch ver-
jährt in vier jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Verwaltungsakt nach
Absatz 3 unanfechtbar geworden ist (Absatz 4 Satz I). Für die Hemmung, die Ablauf-
hemmung, den Neubeginn und die Wirkung der Verjährung gelten die Vorschriften des
Bürgerlichen Gesetzbuchs sinngemäß (Absatz 4 Satz 2). § 52 bleibt unberührt (Absatz
4 Satz 3).

Ausgehend hiervon trat die Verjährung der mit dem nicht mit einer Klage angefochtenen
Bescheid vom 23. September 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12. Mai 2014 in Höhe von 38,00 Euro geltend gemachten Erstattungsforderung mit Be-
ginn des jahre 2019 ein. Dieser Bescheid beinhaltet einen (Teil-)Aufhebungs- und zu-
gleich einen festsetzenden Erstattungsverwaltungsakt im Sinne des § 50 Abs. 3 SGB X
und verjährte damit in vier jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Verwal-
tungsakt unanfechtbar geworden ist, mithin in vier Jahren nach Ablauf des Jahres 2014.

Umstände, die eine Hemmung, Ablaufhemmung oder einen Neubeginn der Verjährung
im Sinne des § 50 Abs. 4 Satz 2 SGB X bewirken könnten, sind weder von der Beklagten
vorgetragen noch sonst ersichtlich. Nach Erlass des Bescheides vom 23. September
2013 (in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. Mai 2014) hat die Beklagte
erstmals mit Schreiben vom 24. juli 2019 und erneut mit Schreiben vom 30. Juli 2020
und damit nach dem 1. januar 2019 die Zwangsvollstreckung angekündigt. Hierauf hat
sich der Kläger auf die Einrede der Verjährung berufen (Schreiben vom 24. August
2020).

Ohne Erfolg wendet die Beklagte ein, es gelte nicht die vierjährige, sondern eine drei-
ßigjährige Verjährungsfrist. Aus der in § 50 Abs. 4 Satz 3 SGB X enthaltenen Regelung,
wonach § 52 SGB X unberührt bleibe, lässt sich diese Rechtsauffassung nicht ableiten.

Nach dieser Vorschrift hemmt ein Verwaltungsakt, der zur Feststellung oder Durchset-
zung des Anspruchs eines öffentlich-rechtlichen Rechtsträgers erlassen wird, die Ver-
jährung dieses Anspruchs (Absatz 1 Satz I). Die Hemmung endet mit Eintritt der Unan-
fechtbarkeit des Verwaltungsakts oder sechs Monate nach seiner anderweitigen Erledi-
gung (Absatz 1 Satz 2). Ist ein Verwaltungsakt im Sinne des Absatzes 1 unanfechtbar
geworden, beträgt die Verjährungsfrist 30 Jahre (Absatz 2).
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Diese Regelung findet auf die im hier zu erkennenden Fall vorliegende Konstellation
eines Erstattungsbescheides, der den Anspruch eines Leistungsträgers auf Erstattung
zu Unrecht erbrachter Leistungen erstmals nach § 50 Abs. 3 SGB X festsetzt und damit
den Lauf einer Verjährung beginnen lässt, keine Anwendung. Sie betrifft innerhalb der
Verjährungsvorschriften nur den Teilbereich der Hemmung einer laufenden Verjährungs-
frist, in dem die Wirkung eines Bescheides zur Feststellung oder Durchsetzung eines
Anspruchs auf die Verjährung geregelt wird. Dementsprechend ist nicht jeder Erstat-
tungsbescheid zugleich auch ein Verwaltungsakt zur Feststellung oder Durchsetzung
des Anspruchs eines öffentlich-rechtlichen Rechtsträgers im Sinne des § 52 Abs. 1 SGB
X. Vielmehr kann in den - wie hier vorliegenden - Fallgestaltungen des § 50 SGB X erst
ein weiterer Bescheid die erstmals durch den Erstattungsbescheid nach § 50 Abs. 3 SGB
X in Gang gesetzte Verjährung ,,hemmen" und eine dreißigjährige Verjährungsfrist aus-
lösen (ausführlich zur Abgrenzung der Anwendungsbereiche der §§ 50, 52 SGB X: BSG
vom 4. März 2021, a.a.O., Rn. 25 ff).

Einen weiteren Verwaltungsakt in diesem Sinne hat die Beklagte in der Folgezeit des
Bescheides vom 23. September 2013 (in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12. Mai 2014) nicht erlassen. Eine Mahnung mit Zahlungsaufforderung, wie hier das
Schreiben vom 15. April 2014, enthält einen Regelungscharakter (vgl. zu den Voraus-
setzungen eines Verwaltungsakts § 31 SGB X) lediglich bezogen auf die Festsetzung
einer Mahngebühr. Sie betrifft hingegen nicht unmittelbar den Anspruch, um dessen Ver-
jährung es geht, sondern ist lediglich eine unanfechtbare, unselbständige Vorbereitungs-
handlung zur Vollstreckungsanordnung (§ 3 VwVG: vgl. hierzu BSG vom 4. März 2021,
a.a.O., Rn. 40 ff). Ebenso verhält es sich entgegen derAuffassung der Beklagten mit der
Zahlungsaufforderung im Bescheid vom 23. September 2013. Auch diese beinhaltet kei-
nen eigenständigen Regelungscharakter und kann mithin nicht als - für die Anwendung
des § 52 SGB X erforderlicher - weiterer Verwaltungsakt qualifiziert werden.

Die Entscheidung über die Kosten folgt aus den §§ 183, 193 SGG und berücksichtigt
den Ausgang des Verfahrens.

Die Berufung war im vorliegenden Fall, in welchem der Wert des Beschwerdegegen-
standes 750 Euro nicht übersteigt (§ 105 Abs. 2 in Verbindung mit § 144 Abs. 1 Satz 1
Nr, 1 und Satz 2 SGG), nicht zuzulassen, da die in § 144 Abs. 2 SGG genannten Zulas-
sungsgründe nicht vorliegen.

Rechtsmittelbelehrung

Dieser Gerichtsbescheid kann nicht mit der Berufung angefochten werden, weil sie ge-
setzlich ausgeschlossen und vom Sozialgericht nicht zugelassen worden ist.

Aufgrund der Nichtzulassung der Berufung kann von den Beteiligten die Durchführung
der mündlichen Verhandlung beantragt werden.

Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Gerichtsbe-

scheides bei dem
Sozialgericht Magdeburg
Justizzentrum "Eike von Repgow"
Breiter Weg 203 - 206
39104 Magdeburg
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schriftlich, in elektronischer Form oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten
der Geschäftsstelle zu stellen. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des
öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihreröffentlichen Aufgaben
gebildeten Zusammenschlüsse müssen ab 1. januar 2022 den Antrag als elektronisches
Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz - SGG).

Die Nichtzulassung der Berufung kann mit der Beschwerde angefochten werden.

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Gerichts-

bescheides bei dem
Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
justizzentrum Halle
Thüringer Straße 16
06112 Halle (Saale)

schriftlich, in elektronischer Form oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten
der Geschäftsstelle einzulegen. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des
öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben
gebildeten Zusammenschlüsse müssen ab 1. januar 2022 die Beschwerde als elektro-
nisches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz - SGG).

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments ge-
wahrt, das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

· von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und über das
Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder

· von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg

gem. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur
qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die techni-
schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das beson-
dere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung -
ERW) in der jeweils gültigen Fassung. Über das Justizportal des Bundes und der Län-
der (www.justiz.de) können weitere Informationen über die Rechtsgrundlagen, Bearbei-
tungsvoraussetzungen und das Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgeru-

fen werden.

Die Beschwerde soll den angefochtenen Gerichtsbescheid bezeichnen und die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben.

Die Beschwerde kann nur darauf gestützt werden, dass

1. die Rechtssache grundlegende Bedeutung hat,
2. der Gerichtsbescheid von einer Entscheidung des Landessozialgerichts, des Bun-

dessozialgerichts oder des gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des
Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung

beruht oder
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3. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegenderVerfahrensmangel geltend
gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann,

Beglaubigt .a"".?
Magdeburg, %Februar 2022 / ;i;-.,..\
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